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Dr. Barsch, Hansing (Bremen) und Genossen 
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Zu der Kiemen Anfrage 63 vom 21. Mai 1954 darf ich vorweg 
folgendes bemerken: 

Die US-Streitkräfte errichten inBremerhaven 558 Familienwohnungen 
in etwa 18 Blocks, 204 Junggesellenwohnungen in 6 Blocks, eine 
Offiziermesse, eine Schule mit 10 Klassen für 300 Schüler sowie 
eine Kapelle mit 200 Sitzplätzen. Die Bauvorhaben werden ent- 
sprechend den von mir mit USAREUR vereinbarten Auftrags- 
grundsätzen (MinBl. Fin 1954 S. 190) durch die Landesbauabteilung 
der Oberfinanzdirektion Bremen durchgeführt. Die Baukosten 
(ohne Grunderwerbskosten), die einen Gesamtaufwand von voraus- 
sichtlidi 25 Mio DM erfordern, trägt der Alliierte Besatzungskosten- 
und Auftragsausgabenhaushalt. 

Nach Durchführung dieser US-Baumaßnahmen und der bereits im 
Bau befindlichen Ausrauschwohnungsbauprogramme (Schäfferpro- 
gramm I, II, II E) mit insgesamt 132 Wohnungen, wird es den 
US-Streitkräften möglich sein, alle in Bremen und Bremerhaven 
altrequirierten privaten Wohnungen freizugeben. 

Für die Durchführung des US-Großbauvorhabens hat die US - Be- 
satzungsmacht in Bremerhaven und zwar am „Blink” Grundstücke 
in einer Größe von etwa 14 ha und ferner „am Leher Bahnhof” 
Grundstücke in einer Größe von 7 ha ordnungsmäßig requiriert. 
Die requirierten Grundstücke, die im Eigentum der Stadt Bremer- 
haven, der Bundesbahn und in der Hauptsache im Privateigentum 
stehen, liegen an aufgeschlossenen Straßen und werden überwiegend 
als Kleingartenland genutzt. Auf beiden Grundstücken befinden 
sich Bauten, bei denen es sich zu einem kleineren Teil um massive 
Wohnhäuser kleinerer und mittlerer Größen und im übrigen um 
Behelfsheime und Gartenlauben handelt. Nach den vorläufigen 
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Bcbauungspräncn wird der Teil der Bauten beseitigt werden müssen, 
der sich auf Grund und Boden befindet, auf dem die Ncubaublocks 
selbst zu erstellen oder die Wohnsiedlungsstraßen durchzuführen sind. 

Der Requisition sind monatelange Verhandlungen zwischen dem 
Herrn Senator für die Finanzen der Freien Hinsestadt Bremen 
der Oberfinanzdirektion Bremen und der Stadtverwaltung Bremer- 
haven einerseits und den zuständigen US-Dienststellen in Bremen 
und Bremerhaven über die Bereitstellung von für das US-Groß* 
bauvorhaben geeignetem anderen Gelände vorausgegangen, in die 
zeitweise auch das Bundesministerium der Finanzen eingeschaltet war. 

In diesen Verhandlungen hatte die Stadtverwaltung Bremerhaven 
das in der Kleinen Anfrage erwähnte Gelände,, Am Speckenbütteler Park” 
angeboren, das überwiegend Eigentum der Stadt Bremerhaven ist. 
Dieses Gelände ist für den vorgesehenen Zweck ungeeignet. 

Es handelt sidi hierbei um ein tiefliegendes, sehr nasses Weide- bezw. 
Oedland, das weder im Äußeren noch im Inneren aufgeschlossen 
ist und als Oberfläche nur eine Sandschicht von etwa 30 cm auf- 
weist. Unter dieser Oberschicht befindet sich Moor in einer Tiefe 
von durchschnittlich zwanzig Metern. Um das Gelände überhaupt 
einer Bebauung mit mehrgeschossigen Bauten zugänglich zu machen, 
hätte es mit einem außergewöhnlichen Kostenaufwand an Mitteln 
äußerlich und innerlich aufgeschlossen werden müssen. Die Kosten 
der äußeren Aufschließung hätten nach den überschläglichen Be- 
rechnungen einen Betrag von mindestens 2,3 Mio DM erfordert. 
Die innere Aufschlicßung, die u. a. auch eine Aufschüttuag des 
Geländes um 1,05 m notwendig gemacht hätte, hätte - abgesehen 
von dem Kaufpreis - nach den überschläglichen Berechnungen einen 
Betrag von 10,5 Mio DM verursacht. Außerdem wäre es not- 
v/endig gew^-esen, kostspielige Gründungsarbeiten durchzutühren, 
insbesondere für die Irrstellung der Bauten 25 Meter lange Plahlc 
durch die über 20 Meter tiefe Moorschicht einzurammen. Allem 
diese Kosten hätten nach den vorläufigen Schätzungen mindestens 
3 Mio DM betragen, ohne daß selbst hd Durdiiühriing dieser 
Maßnahmen eine unbedingte Gewähr für die S'.ch.erhcit der Bauten 
hätte gegeben werden können. Die Durchführung aller dieser 
Maßnahmen, insbesondere der inneren Aufschilicßungsmaßnahrnen 
einschließlicli der Gründungsmaßnahmen, hatte den eigentlichen 
Beginn der Hodibauten um schätzungsvreise mindestens ein Jahr 
verzögert. 

Die Bebauung eines solchen Geländes wäre unter den dargelcgten 
Umständen weder unter bautechnisdien noch unter haushaksmriiSigen 
Gesichtspunkten zu verantworten gewesen. Die US-Üienststcllen 
haben deshalb auch die Bereitstellung der Mittel für die durdi die 
innere Aufschließung einschlicßlidi der Pfahlrostgründung entstehen- 
den Kosten aus den von ihnen allein bewirtschafteten Mitteln des 
Alliierten Besatzungskosten- und Auftragsausgabenhaushalts abgclchnt. 
Aus den gleidien Erwägungen konnte auch der Bundesrniiiister der 
Finanzen den Vorschlag der Stadtverwaltung Bremerhaven, zu Lameii 
des Haushalts der Verteidigungsfolgekosten (Kap. 3511) die äußeren 
Äufschließungskostcn in Höhe von mehr als 2,3 Mio DM im \v ege 
eines Bundesdarlchens zu finanzieren und die inneren Aufschließungs- 
kosten in Höhe von 10,5 Mio DM, zu denen noch die Kosten 



für die Pfahlrostgründung in Höhe von mindestens 3 Mio DM 
getreten wären, zu übernehmen, unmöglich entsprechen, ohne sich 
schwersten Vorwürfen in der deutschen Öffentlichkeit auszusetzen. 

Da trotz aller Bemühungen der deutschen Behörden anderes geeig- 
netes Baugelände nicht zu beschaffen war, hat sidi die US-Eesatzungs- 
macht enx schlossen, die eingangs erwähnten bereits aufgeschlossenen 
Grundstüdte am „Blink” und am „Leher Bahnhof” zum Zwecke 
der Durchführung des Großbauvorhabens zu requirieren. 

Das Bundesmlnisterium der Finanzen hat, nachdem die Requisitions- 
scheine den Eigentümern zugestellt waren, in einer eingehenden 
Besprechung in Bremen und Bremerhaven am 28. Mai 1954 mit 
den Vertretern des Amtes des Senators für die Finanzei^, der 
Oberfinanzdirektion Bremen und der Stadtverwaltung Bremer- 
haven diejenigen Maßnahmen erörtert, die erforderlich sind, um 
alle mit der Requisition und der Durchführung der Baumaßnahmen 
für die Grundstückseigentümer und für die in den requirierten 
Gebäuden wohnhaften Familien und die dort angesiedeltcn Klein- 
gärtner etwa entstehenden Härten zu beseitigen. 

Im Anschluß an diese Besprechung habe Ich mit Fernschreiben vom 
2. Juni 1954 - n C - BL 1471 - 31/54 - dem Herrn Senator für 
die Finanzen und der Obcrfinanzdircktlon Bremen die erforderlichen 
Vollmaditen erteilt. Die Oberfinanzdirektion Bremen ist u.a. ermäch- 
tigt worden, unverzüglich die requirierten Grundstücke unter Ein- 
schluß der Aufbauten und des Aufwuchses zum angemessenen Kauf- 
preis aus Mitteln des Verteidigungsfolgekostenhaushalts für den 
Bund zu erwerben. Ein Teil der Eigentümer der Grundstücke und 
auch der Idgcnrümer von Wohngebäuden hat sich bereits zum Ver- 
kaui bereit erklärt. Den Herrn Senator für die Finanzen und die 
Oberfinanzdircktion Bremen habe ich ferner gebeten, bei den zu- 
ständigen US-Dienststellen Vorsrellungen zu erheben mit dem Ziel, 
die auf den requirierten Grundstücken befindlichen Wohngebäude, 
soweit tlies mit der Gcsamtplaniing technisch vereinbar und wirt- 
schaftlich vernünftig ist, In ihrer Substanz zu erhalten und diese 
Gebäude rnüglic-hst den deutschen Familien zu belassen oder sie 
notfalls Zwedeen der US-Streitkräftc nutzbar zu machen. Die zu- 
ständigen amerikanischen Dienststellen haben sich inzwischen damit 
einversranden erklärt, daß diejenigen Wohngrundstücke, die nadi 
den Bebauungsplänen nicht für Wohn- oder Straßenneubauten be- 
nötigt werden, erhalten bleiben. Soweit eine Evakuierung der Fami- 
lien notwendig ist, hat sich die Stadtverwaltung Bremerhaven in 
der erwähnten Besprechung dankenswerterweise bereit erklärt, die 
Familien anderweitig angemessen unterzubringen. Für diese ander- 
weitige Unterbringung stehen insbesondere die Wohnungen zur 
Verfügung, die im Zusammenhang mit der Durchführung der 
Schäffer-Bauprogramme von den Altbesatzungsverdrängten anläßlich 
ihres Rückiimzuges in ihre von der US-Besatzungsmacht freigege benen 
Wohnungen aufgegeben werden. Die Stadt Verwaltung Bremerhaven 
i’^t ferner gebeten worden, denjenigen Kleingärtnern, die ein Ersatz- 
land wünschen, bei der Beschaffung eines soldien Landes beliilllich 
zu sein. Den Herrn Senator für die Finanzen habe ich ferner 
ermächtigt, die durch die Umzüge und die sonstige Räumung ent- 
standenen Kosten aus Mitteln des Haushalts der Verteidigungsfolge- 
kosten zu erstatten. 



Die in der Kleinen Anfrage gestellten Fragen beantworte ich daher 

im Namen der Bundesregierung wie folgt: 

1. Aus dem amerikanischen Teil des Alliierten Besatzungskosten- 
und Auftragsausgabenhaushalts konnten die erwähnten Aufschlies- 
sungskosten nicht entnommen werden, da über diesen Haushalt 
allein die US-Bcsatzungsmacht verfügt und sie zur Übernahme 
dieser Kosten nicht bereit war. Eine Übernahme der Verteidi- 
gungsfolgekosten konnte aus den oben dargelegten Gründen 
nicht verantwortet werden. 

2. Die durch die US-Besatzungsmacht verfügte Requisition am 
„Blink” und am „Leher Bahnhof” war aus den dargelegten 
Gründen nicht zu vermeiden. Die Requisition wird unter voller 
Berücksichtigung der berechtigten Belange der Betroffenen durch- 
geführt werden. Im übrigen ist - wie erwähnt - sichergestellt 
worden, daß etwaige Härten, die mit einer solchen Requisition 
leider zwangsläufig verbunden sind, in angemessener Weise aus- 
geglichen werden. 

3. Der Herr Senator für die Finanzen in Bremen und die Ober- 
finanzdirektion Bremen werden weiterhin bemüht bleiben, die 
auf den requirierten Grundstücken befindlichen Bauten zu 
erhalten, soweit dies mit dem Gesamtbebauungsplan irgendwie 
vereinbar ist. In den Fällen, in denen eine Evakuierung von 
Familien unvermeidbar ist, wird für eine anderweite angemessene 
Unterbringung Sorge getragen werden. 


In Vertretung des Staatssekretärs 
Dr. Oeftering 



